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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

An der Ortsdurchfahrt von Neuforweiler an 
der St. Avolder Straße (L167) befindet sich 
eine Grünfläche. Dort sollen zwei Mehrfa-
milienhäuser in Fortsetzung der Bebauung 
der St. Avolder Straße entstehen (nach § 34 
BauGB ohne die Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes realisierungsfähig).

Im rückwärtigen Bereich dieser beiden 
Mehrfamilienhäuser beabsichtigt der Vor-
habenträger, die F+B Bauträger GmbH, 
zehn Wohnbaugrundstücke auszuweisen 
bzw. Wohngebäude zu errichten. Der Stand-
ort ist für Wohnnutzung sehr gut geeignet, 
da auch die Umgebung überwiegend durch 
Wohnnutzung geprägt ist. Die verkehrliche 
Erschließung des Plangebietes wird über 
einen Anschluss an die St. Avolder Straße 
geplant. Die erforderlichen Stellplätze wer-
den auf den Grundstücken organisiert.

Eine stetige Nachfrage nach Wohnbauland 
ist aufgrund der Attraktivität der Kreisstadt 
als Wohn- und Arbeitsort vorhanden. Daher 
ist die Kreisstadt Saarlouis auch bestrebt, 
geeignete Flächen für eine Wohnbebauung 
nutzbar zu machen.

Der Bebauungsplan „Wohnbebauung süd-
lich der St. Avolder Straße“ steht unter dem 
Oberziel des § 1 Abs. 5 BauGB, wonach die 
Bauleitpläne eine nachhaltige Entwicklung 
und eine dem Wohl der Allgemeinheit die-
nende sozialgerechte Bodennutzung ge-
währleisten sollen. Er soll dazu beitragen, 
eine menschenwürdige Umwelt zu sichern 
und die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln.

Die Nutzung dieser Fläche, die sich inner-
halb der im Zusammenhang bebauten 
Ortslage befindet, hat den Vorteil, dass die 
vorhandene Infrastruktur genutzt werden 
kann. Damit wird unnötiger Landschaftsver-
brauch sowie zusätzlicher Erschließungs-
aufwand vermieden und zur wirtschaftliche-
ren Ausnutzung der bereits vorhandenen 
Ver- und Entsorgungssysteme beigetragen.

Eine Vorhabenzulässigkeit nach § 34 BauGB 
ist für die rückwärtige Wohnbebauung nicht 
gegeben. Um für das Plangebiet eine Vorha-
benzulässigkeit herzustellen, ist die Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes erforderlich.

Die Kreisstadt Saarlouis hat somit nach § 1 
Abs. 3 BauGB und § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. 

§ 12 BauGB auf Antrag des Vorhabenträ-
gers die Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes „Wohnbebauung 
südlich der St. Avolder Straße“ beschlossen.

Mit der Erstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes und der Durchführung 
des Verfahrens ist die Kernplan, Gesellschaft 
für Städtebau und Kommunikation mbH, 
Kirchenstraße 12, 66557 Illingen, beauf-
tragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB 
(Bebauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt.

Zum 1. Januar 2007 ist eine Novelle des 
BauGB in Kraft getreten. Ziel der Gesetzes-
novelle war es unter anderem, die Verfahren 
für die Aufstellung von Bebauungsplänen, 
die der Wiedernutzbarmachung von Flä-
chen, der Nachverdichtung oder anderen 
Maßnahmen der Innenentwicklung dienen, 
wesentlich zu beschleunigen. Im § 13a 
BauGB, der neu ins Gesetz aufgenomme-
nen wurde, wird das so genannte „be-
schleunigte Verfahren“ geregelt. 

Bei dem zu überplanenden Gebiet handelt 
es sich um eine innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortslage von Neufor-
weiler gelegene Fläche mit einer Größe von 
etwa 6.170 m². Der Bebauungsplan dient 
der innerörtlichen Nachverdichtung. Mit 
dem Bebauungsplan wird eine Neuversie-
gelung von deutlich weniger als 20.000 m² 
(Gebäude, Gebäudezufahrten etc.) ermög-
licht.

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem 
Bebauungsplan nicht begründet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft für den vorliegenden 
Bebauungsplan zu. 

Damit sind die in § 13a BauGB definierten 
Voraussetzungen erfüllt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13a Abs. 2 BauGB aufzustellen. Es 
sind keine Gründe gegeben, die gegen die 
Anwendung dieses Verfahrens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten / be-
schleunigten Verfahrens nach § 13 BauGB 
gelten entsprechend: Es wird darauf hinge-
wiesen, dass gem. § 13 Abs. 2 und 3 BauGB 
und § 13a Abs. 2 und 3 BauGB von einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von 
dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von 
der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informatio-
nen verfügbar sind, der zusammenfassen-
den Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB und 
von der frühzeitigen Unterrichtung und Er-
örterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB abgesehen wird.

Belange des Umweltschutzes

Bei „§13a-Bebauungsplänen“ der Größen-
ordnung bis zu 20.000 m² fällt die förmliche 
Umweltprüfung weg (s. oben).

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
„Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung 
des Bebauungsplans zu erwarten sind, als 
im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt oder 
zulässig“. Ein Ausgleich der vorgenomme-
nen Eingriffe ist damit nicht notwendig. 

Dennoch gilt selbstverständlich auch für 
Bauleitpläne, die im beschleunigten Verfah-
ren aufgestellt werden, weiterhin die Ver-
pflichtung, dass die Belange des Umwelt-
schutzes einschließlich des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege sachgerecht bei 
der Bauleitplanung zu berücksichtigen sind.
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Voraussetzungen des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes

Zur Schaffung von Baurecht durch einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind 
folgende Voraussetzungen zu erfüllen:

•	 Der Vorhaben- und Erschließungsplan, 
der eine umfassende Gesamtbeschrei-
bung des Vorhabens enthält, ist von 
dem Vorhabenträger zu erarbeiten, der 
Kreisstadt Saarlouis vorzulegen und ab-
zustimmen.

•	 Der Durchführungsvertrag, in dem sich 
der Vorhabenträger auf der Grundlage 
eines mit der Kreisstadt abgestimmten 
Planes zur Durchführung des Vorhabens 
innerhalb einer bestimmten Frist und 
zur Tragung der Planungs- und Erschlie-
ßungskosten ganz oder teilweise ver-
pflichtet, ist vor dem Satzungsbeschluss 
des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes zwischen Vorhabenträger und 
Kommune abzuschließen.

•	 Der Vorhaben- und Erschließungsplan 
wird gem. § 12 BauGB Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 
Der Durchführungsvertrag und die darin 
enthaltenen Verpflichtungen des Vorha-
benträgers hingegen bleiben rechtlich 
gegenüber dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan selbstständig.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich in der Gemar-
kung Neuforweiler, Flur 005. Der Geltungs-
bereich liegt zwischen der Ortsdurchfahrt 
St. Avolder Straße und der Bebauung der 
Wadgasser Straße. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 Im Osten durch die Wohnbebauung und 
zugehörige private Freiflächen von St. 
Avolder und Wadgasser Straße,

•	 im Westen durch einen Erschließungs-
stich für das Nebengebäude südöstlich 
St. Avolder Straße 91,

•	 im Norden durch die Straßenverkehrs-
fläche der St. Avolder Straße bzw. den 
dort in erster Reihe geplanten beiden 
Mehrfamilienhäusern (nicht Bestandteil 
des vorliegenden Bebauungsplanes),

•	 im Süden durch einen Fußweg sowie 
landwirtschaftlich genutzte Ackerflä-
chen.

Die genauen Grenzen des Geltungsberei-
ches sind der Planzeichnung des Bebau-
ungsplanes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes 
und Umgebungsnutzung, 
Eigentumsverhältnisse

Die Fläche des Geltungsbereiches befindet 
sich vollständig im Eigentum des Vorhaben-
trägers. Aufgrund der Eigentumsverhältnisse 
ist von einer zügigen Realisierung der Pla-
nung auszugehen.

Bei der Fläche des Plangebietes handelt es 
sich um eine brachliegende Wiese. Auf-
grund der integrierten Lage ist die Entwick-

lung des Standortes von besonderer städte-
baulicher Bedeutung. Dies gilt insbesondere 
für die gewählte Art der Nachnutzung. 

Die direkte Umgebung des Plangebietes ist  
überwiegend durch Wohnnutzung in Ein- 
und Mehrfamilienhäusern geprägt. Verein-
zelt sind in diesem Abschnitt der St. Avolder 
Straße Dienstleistungsbetriebe zu finden. 
Der eigentliche Schwerpunkt an Dienstleis-
tungs-, Gastronomie- und Versorgungsein-
richtungen in Neuforweiler liegt jedoch im 
weiter nordöstlich befindlichen Abschnitt 
der St. Avolder Straße auf Höhe von Fried-
hof und Kirche. In der direkten Umgebung 
des Geltungsbereichs ist neben der schwer-
punktmäßigen Wohnnutzung auch ein 
Landwirtschaftsbetrieb zu finden (ca. 100 m 
südwestlich). 

Die Bebauung in der Umgebung ist ein- bis 
zweigeschossig.  

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet fällt von Nordwest bis Süd-
ost von ca. 215 m ü. NN auf 210 m ü. NN, 
wobei es am äußersten südlichen Rand des 
Plangebietes eine nach Süden ansteigende 
Böschung gibt. Es ist nicht davon auszuge-
hen, dass sich die Topografie auf die Fest-
setzungen dieses vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes auswirken wird (insbeson-
dere Festsetzungen der Baufenster). Aller-
dings können für die Realisierung der inter-

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Kataster mit Geltungsbereich, ohne Maßstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan

Lage des Vorhabens im Stadtteil Neuforweiler; Quelle: ZORA, LVGL
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nen Erschließungsstraße Aufschüttungen 
erforderlich sein.

Verkehr

Zur Realisierung der Planung sind interne 
Erschließungsanlagen erforderlich. Die Er-
schließung soll über einen von der St. Avol-

der Straße herzustellenden Erschließungs-
stich erfolgen. Über die St. Avolder Straße 
bzw. L167 wird das Plangebiet an das örtli-
che und überörtliche Verkehrsnetz ange-
schlossen. Nach Norden führt die L167 in 
Richtung des Stadtteils Piccard, der Auto-
bahn 620 sowie der Saarlouiser Innenstadt. 
In südlicher Richtung führt die L167 nach 

Altforweiler, Überherrn und schließlich nach 
Frankreich. Mit der Bushaltestelle „Ober-
dorf“, die auf Höhe des Plangebietes an der 
St. Avolder Straße liegt, ist eine unmittelba-
re Anbindung ans ÖPNV-Netz gewährleis-
tet. Weiterhin verläuft unmittelbar südlich 
des Plangebietes ein Fußweg zur Wadgas-
ser Straße.  Im Plangebiet soll eine neue 
Fußwegeverbindung zum bestehenden 
Fußweg hergestellt werden. 

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist auf-
grund der bestehenden benachbarten Be-
bauung bereits im Umfeld grundsätzlich 
vorhanden (Wasser, Elektrizität, etc.).

Das Plangebiet ist im Trennsystem zu ent-
wässern.

Das anfallende Schmutzwasser soll in die 
bestehende Kanalisation der Wadgasser 
Straße abgeleitet werden.

Für die Entsorgung des Niederschlagswas-
sers gilt gem. § 49 a SWG: „Niederschlags-
wasser von Grundstücken, die nach dem 1. 
Januar 1999 erstmals bebaut, befestigt 

Blick von der St. Avolder Straße ins Plangebiet

Umgebung des Plangebietes Ecke Wadgasser Straße / St. Avolder Straße
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oder an die öffentliche Kanalisation ange-
schlossen werden, soll (...) vor Ort genutzt, 
versickert, verrieselt oder in ein oberirdi-
sches Gewässer eingeleitet werden, (...).“

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung 
noch mit den Versorgungsträgern abge-
stimmt werden.

Verfahrensvermerke

Einen genauen Überblick über das Verfah-
ren zur Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes zeigt die ergänzende 
Planzeichnung unter der Rubrik “Verfah-
rensvermerke”.

Kosten und Finanzierung

Die gesamten im Zuge der Planung anfal-
lenden Kosten sind durch den Vorhabenträ-
ger, die F+B Bauträger GmbH, zu beglei-
chen.

Der Kreisstadt Saarlouis entstehen durch 
die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes keine Kosten.

Kanalplan; Quelle: Kreisstadt Saarlouis
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion, Siedlungsachse Kernzone des Verdichtungsraumes, Siedlungsachse 1. Ordnung, Mittelzentrum und mit-
telzentraler Verflechtungsbereich für die Gemeinden Bous, Ensdorf, Saarwellingen, 
Schwalbach, Wallerfangen und Überherrn

Vorranggebiete •	 nicht unmittelbar betroffen

•	 Südlich des Geltungsbereich grenzt unmittelbar ein Vorranggebiet für Landwirt-
schaft an: keine Auswirkungen

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 Nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche überwiegend Wohnen (entspricht dem 
Planvorhaben)

•	 (Z 12): Konzentration der Siedlungsentwicklung in den zentralen Orten entlang der 
Siedlungsachsen (ausgewogene Raumstruktur, Vermeidung flächenhafter Siedlungs-
strukturen, Erreichbarkeitsverhältnisse): erfüllt

•	 (Z 17, 21) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale; bedarfsge-
rechte, städtebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsbestandes statt Ausdeh-
nung in den Außenbereich: erfüllt

•	 (Z 32) Inanspruchnahme erschlossener Bauflächen statt Ausweisung und Erschlie-
ßung neuer Wohnbauflächen: erfüllt

•	 Schwerpunkt für die Wohnsiedlungstätigkeit innerhalb des zentralen Ortes: erfüllt

•	 keine Restriktionen für das Vorhaben

Wohneinheiten •	 3,5 Wohneinheiten pro 1.000 Einwohner und Jahr entspricht 120 Wohnungen / Jahr 
(34.386 Einwohner zum 30.06.2015 laut Statistischem Landesamt Saarland)

•	 mind. einzuhaltender Dichtewert: 30 W / ha: wird eingehalten (Größe des Geltungs-
bereichs 0,6 ha, 10 Baufenster mit möglichen 2 Wohnungen pro Wohngebäude)

•	 FNP 1987 mit großzügiger Ausweisung von Wohnbaureserveflächen

•	 die Baulandreserve dient der Nachverdichtung

•	 keine Auswirkungen auf das landesplanerische Ziel eines landesweit und siedlungs-
strukturell ausgeglichenen und ressourcenschonenden Wohnbauflächenangebotes. 

•	 Es wird beantragt, dass aufgrund § 13a BauGB (Bebauungsplan, der der Nachver-
dichtung dient) die Wohneinheiten nicht angerechnet werden. 

Landschaftsprogramm •	 keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

•	 Lage im Regionalpark Saar (damit keine Restriktionen verbunden)

•	 Südöstlich ans Plangebiet angrenzende Freifläche nach der „Neuordnung der Land-
schaftsschutzgebiete“ zur Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet vorgesehen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

Nicht betroffen

Regionalpark Regionalpark Saar (damit aber keine Restriktionen verbunden)

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Nationalparks, 
Naturparks, Biosphärenreservate 

Nicht betroffen

Denkmalschutz Nicht betroffen

Naturdenkmäler/archäologisch bedeuten-
de Landschaften nach § 6 SDSchG oder in 
amtlichen Karten verzeichnete Gebiete

Nicht betroffen
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Kriterium Beschreibung

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1  SNG

Nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •	 aufgrund der offiziell vorliegenden Geofachdaten keine Hinweise auf das Vorkommen 
ökologisch hochwertiger Biotoptypen oder Arten: innerhalb oder im Umfeld des 
räumlichen Geltungsbereiches keine Arten oder Flächen im Datenmaterial des Arten- 
und Biotopschutzprogramms (ABSP) und in der Datensammlung ABDS (Arten- und 
Biotopschutzdaten 2013 Saarland, Stand Februar 2016) enthalten

•	 Räumlicher Geltungsbereich sowie dessen Umfeld nicht im Rahmen der Biotopkartie-
rung erfasst 

•	 keine Hinweise darauf, dass besonders seltene oder schützenswerte Arten oder öko-
logisch hochwertige Biotope betroffen sein könnten; dies gilt insbesondere für ge-
setzlich geschützte Biotope und FFH-Lebensraumtypen

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 
BNatSchG)

Da von dem Planvorhaben randlich Sträucher betroffen sind, die als Fortpflanzungsraum 
für Vögel dienen können, ist der allgemeine Schutz wild lebender Pflanzen und Tiere zu 
beachten, d.h. die notwendigen Rodungen dürfen nur außerhalb der Zeit vom 1. März bis 
zum 30. September durchgeführt werden. 

Besonderer Artenschutz  (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG, Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle 
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten. „Allerweltsarten“ mit 
einem landesweit günstigen Erhaltungszu-
stand und einer großen Anpassungsfähig-
keit (d. h. bei diesen Arten sind keine popu-
lationsrelevanten Störungen und keine Be-
einträchtigungen der ökologischen Funkti-
on ihrer Lebensstätten, insbesondere der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu erwar-
ten) werden nicht einzeln geprüft

•	 bestehende Vorbelastungen:

-- Lage inmitten des Siedlungszusammenhangs von Neuforweiler (Baulücke) mit 
nach drei Seiten unmittelbar angrenzenden Wohnbebauungen inklusive Gärten 
und Straßen mit entsprechenden Beeinträchtigungen (Lärm, Bewegungsunruhe, 
Bebauungen, Versiegelungen)

-- Umgebende Verkehrsinfrastrukturen mit entsprechenden Beeinträchtigungen: 
nördlich unmittelbar angrenzend St. Avolder Straße (L 167) mit einer sehr hohen 
Verkehrsdichte, östlich unmittelbar angrenzend regelmäßig befahrene „Wadgas-
ser Straße“

-- eingezäunte ehem. Pferdeweide mit u.a. kleinem Stall und Unterstand sowie 
Tränken und abgestellten landwirtschaftlichen Gerätschaften; Trittschäden; teil-
weise komplett abgefressene Grasnarbe

-- querende Stromleitung; ca. 200 m südlich vorbeiführende Hochspannungsleitung

•	 Habitatausstattung:

-- Artenarme Pferdeweide ohne besondere ökologische Wertigkeit: Wiesen-Fuchs-
schwanz, Löwenzahn, Kriechender Hahnenfuß, Weißklee, Wiesenklee, Stumpf-
blättriger Ampfer, Breitwegerich, randlich Brennnessel, …

-- am südlichen Rand Strauch-Hecke mit Schlehe, Hasel, Weiden,…

-- kein gesetzlich geschütztes Biotop oder FFH-LRT betroffen
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Kriterium Beschreibung

•	 Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- 
und Pflanzenarten:

-- weder ABSP-Artpool noch ABDS führen für das betroffene Gebiet ökologisch be-
deutsame Tier- oder Pflanzenarten auf

-- aufgrund der Lage im Siedlungszusammenhang mit unmittelbar angrenzenden 
Wohnnutzungen sowie Straßen und der damit verbundenen Störungen sowie der 
Habitat- und Biotopausstattung nur geringe ökologische Wertigkeit, insbesonde-
re kein gesetzlich geschütztes Biotop oder FFH-LRT betroffen

-- aufgrund der Nutzung, der Habitatausstattung sowie der bestehenden Vorbelas-
tungen, die mit einem hohen Störgrad verbunden sind, Bedeutung des Plangebie-
tes als Lebensraum für planungsrelevante Tiere und Pflanzen deutlich einge-
schränkt

-- keine Hinweise auf Konflikte mit abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevan-
ten Tier- und Pflanzenarten erkennbar, insbesondere keine Fortpflanzungsräume 
streng geschützter Tierarten betroffen. Dies bezieht sich auf sämtliche im Saar-
land vorkommende potenziell betroffene gemeinschaftsrechtlich geschützte 
Pflanzen und Tiere (Libellen, Fische, Muscheln, Rundmäuler, Weichtiere, Krebse, 
Reptilien, Amphibien, Schmetterlinge, Käfer, Heuschrecken, Säugetiere, Vögel), für 
die der Planungsraum keinen geeigneten Lebensraum bietet.

-- im Geltungsbereich weder Brutstätten von Vogelarten des Anhangs I der Vogel-
schutzrichtlinie bekannt noch besondere Bedeutung für Rast- und Zugvogelarten 
und aufgrund der Lage, der Habitatausstattung sowie der bestehenden Vorbelas-
tungen auch auszuschließen

-- Gebiet des räumlichen Geltungsbereiches zwar Lebensraum (Jagd-/Nahrungsge-
biet, randliche Sträucher evtl. auch zur Fortpflanzung) von sonstigen europäi-
schen Vogelarten, jedoch maximal nicht essenzielles Teilhabitat  einzelner Indivi-
duen von (sehr) häufigen und weit verbreiteten störungsunempfindlichen Arten 
mit wenig spezialisierten Ansprüchen und großer Anpassungsfähigkeit sowie 
(sehr) gutem Erhaltungszustand wie Kohl- und Blaumeise, Grünfink, Rotkehlchen, 
Buchfink, Amsel,  etc. betroffen. Bei potenziell entstehenden lokalen, sehr klein-
flächigen Habitatverlusten bestehen für die potenziell betroffenen Individuen 
ausreichend Ausweichmöglichkeiten in den unmittelbar angrenzenden sowie be-
nachbarten Lebensräumen (unmittelbar angrenzende Gärten mit Einzelbäumen, 
Sträuchern und Hecken; angrenzende und benachbarte Offenlandflächen mit 
Wiesen, Streuobstwiesen und Gehölzbeständen…)

•	 artenschutzrechtliche Beurteilung: 

-- nach derzeitigem Kenntnisstand keine Hinweise erkennbar, dass dem Eingriffs-
gebiet aktuell eine besondere Bedeutung im Artenschutzrecht zukommen könnte

-- für alle potenziell betroffenen Tierartgruppen gilt: einzelne Individuen von weit 
verbreiteten, euryöken und störungsunempfindlichen Arten mit breitem Habitat-
spektrum, wenig spezialisierten Ansprüchen und (sehr) gutem Erhaltungszustand 
können zwar sehr kleinflächig nicht essenzielle Teil-Habitate verlieren, die örtli-
chen Tier-Populationen werden jedoch auf Grund der großen Anpassungsfähig-
keit, des großen Aktionsradius (Vögel, evtl. jagende Fledermäuse), des Vorhan-
denseins ausreichend großer vergleichbarer Lebensräume im direkten Umfeld, 
auf die ausgewichen werden kann, sowie des landesweit (sehr) guten Erhal-
tungszustandes keine erheblichen Beeinträchtigungen erfahren. Zu einer signifi-
kanten und nachhaltigen Änderung des Fortpflanzungserfolges mit einer dadurch 
hervorgerufenen Veränderung des Erhaltungszustandes der Populationen wird es 
nicht kommen.

-- nach derzeitigem Kenntnisstand können bei Beachtung der Rodungszeit außer-
halb der Fortpflanzungszeit der Vögel erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen 
von artenschutzrechtlich relevanten Arten ausgeschlossen werden; kein Verbots-
tatbestand im Sinne des § 44 BNatSchG
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Kriterium Beschreibung

•	 Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes:

-- über die obigen Ausführungen hinaus kein FFH-Lebensraumtyp/besonders ge-
schützter Lebensraum betroffen, daher Haftungsfreistellung für Schäden an be-
stimmten Arten und natürlichen Lebensräumen nach § 19 des Bundesnatur-
schutzgesetzes möglich

Zwischenfazit Nach derzeitigem Kenntnisstand kein Verbotstatbestand im Sinne des § 44 BNatSchG; 
Voraussetzungen für Haftungsfreistellung für Schäden an bestimmten Arten und natür-
lichen Lebensräumen nach § 19 BNatSchG erfüllt

Baumschutzsatzung

Städtische Baumschutzsatzung: Bäume 
mit einem Stammumfang von über 60 cm 
(langsam wachsende ab 40 cm) unterlie-
gen speziellem Schutz

Die Satzung zum Schutz von Bäumen in der Kreisstadt Saarlouis (Baumschutzsatzung) 
ist zu beachten.

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan (Quelle: Kreisstadt 
Saarlouis)

•	 Darstellung: Gemischte Baufläche

•	 Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB nicht erfüllt; Konsequenz: FNP wird gem. 
§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung angepasst

Bebauungsplan liegt nicht vor, aktuell nach den Vorgaben des § 34 BauGB zu beurteilen, aber:

•	 Erschließung des Plangebietes nicht vollständig gesichert

•	 ausschließlich unmittelbar entlang der St. Avolder Straße könnten Wohnbauvorhaben 
nach den Vorschriften des § 34 BauGB zugelassen werden

•	 der bestehende Bebauungszusammenhang vermittelt keinen Eindruck von Geschlos-
senheit im rückwärtigen Bereich

•	 Ohne Aufstellung des Bebauungsplanes somit nicht realisierungsfähig
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Das Projekt

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Ein Vorhabenträger ist mit konkreten Pla-
nungsabsichten für die Entwicklung des 
Grundstückes an die Kreisstadt Saarlouis 
herangetreten.  

Unmittelbar an der St. Avolder Straße sollen 
zwei Mehrfamilienhäuser entstehen, die 
nach § 34 BauGB ohne die Aufstellung 
eines Bebauungsplanes realisierungsfähig 
sind. Die mit diesem Bebauungsplan vorbe-
reitete Planung der dahinterliegenden Flä-
che mit 10 weiteren Wohngebäuden soll 
den Siedlungskörper an dieser Stelle abrun-
den. Folglich ist der konkrete Standort be-
reits vorgegeben. Eine Betrachtung von Pla-
nungsalternativen im Sinne der Standortfin-
dung kann deshalb außen vor bleiben.

Für die Entwicklung des Standortes eignet  
sich Wohnnutzung angesichts der umlie-
genden vorherrschenden Wohnbebauung 
am besten. Damit ergibt sich eine hohe Ver-

träglichkeit der geplanten mit der vorhan-
denen Nutzung. 

Eine Weiterentwicklung des Standortes mit 
gewerblicher Nutzung hätte hingegen Kon-
fliktpotenzial. Sonstige Nutzungs
alternativen sind nicht gewünscht.

Wohnnutzung ist eine wirtschaftlich reali-
sierbare, vor dem Hintergrund des hohen 
Bedarfs begründbare Nutzung und konflikt-
arme Alternative. Durch die geplante Nach-
verdichtung wird die Kreisstadt der anhal-
tenden Nachfrage nach Wohnraum gerecht.

Der Flächennutzungsplan stellt für das 
Grundstück gemischte Baufläche dar. Als 
planerische Zielvorstellung des vorbereiten-
den Bauleitplanes ist demnach auch Wohn-
nutzung an diesem Standort vorgesehen.  

Der Standort liegt in Nachbarschaft zur 
Ortsmitte mit verschiedenen Versorgungs-
einrichtungen und ist durch die Lage an der 

L167 mit schneller Erreichbarkeit der A620 
verkehrsgünstig gelegen.

Städtebauliche Konzeption

Die vorgesehene Bebauung dient der Nut-
zungsintensivierung einer innerörtlichen 
Brachfläche sowie der Abrundung des 
Siedlungskörpers im Anschluss an die bei-
den  geplanten Mehrfamilienhäuser an der 
St. Avolder Straße. Die Bebauung soll den 
bestehenden Charakter des Umfeldes auf-
nehmen.

Der neu anzulegende Erschließungsstich 
bildet eine zentrale Achse und wird mit 
einer Fahrbahnbreite von 6 m und einem 
Wendehammer am Ende realisiert. Vom 
Wendehammer aus wird eine Fußwegever-
bindung zum bestehenden Fußweg südlich 
des Plangebietes hergestellt, sodass eine di-
rekte Wegeverbindung geschaffen wird.   

Vorhaben- und Erschließungsplan

Hinweis: Die Darstellung der Dachform ist nur beispielhaft als 
Grundlage des städtebaulichen Konzeptes gewählt.
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Die Baumallee verstärkt den achsialen Ge-
danken und dient der Begrünung. Durch 
den Erschließungsstich wird sich der Ver-
kehr lediglich als Anliegerverkehr auswirken 
(kein Durchgangsverkehr).  

Der Maßstab der neuen Bebauung orien-
tiert sich an der umliegenden Bebauung 
von St. Avolder und Wadgasser Straße und 
stellt die nahtlose Integration der neuen 
Baukörper in die Umgebung sicher. Die of-
fene Bauweise ist an die gängige Bebauung 
abseits der vordersten Reihe der St. Avolder 
Straße angelehnt. 

Die Verteilung der Wohngebäude auf den 
Grundstücken und die Platzierung der Car-
ports und Garagen an der nördlichen 
Grundstücksgrenze stellt eine bestmögliche 
Ausrichtung der Freiflächen nach Süden 
und Westen und für die Durchgrünung der 
Gärten sicher. 

Die Höhe der baulichen Anlagen soll von 
Ost nach West abnehmen, um eine Höhen-
staffelung zu erzielen. Während im Osten 
zweigeschossige Gebäude  (z.B. Stadtvillen, 
etc.) städtebaulich gewünscht sind, sind im 
Westen niedrigere Gebäudehöhen vorgese-
hen (z.B. Bungalows, etc.). Dies entspricht 
auch der abnehmenden städtebaulichen 
Dichte der bestehenden Bebauung von Ost 
nach West.
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Bauplanungsrechtliche Festset-
zungen

§ 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB

Die Nutzung wird im Durchführungsvertrag 
konkretisiert, sodass eindeutig bestimmbar 
ist, welches Vorhaben der Vorhabenträger 
realisiert. Auf diese Weise sind Änderungen 
der geplanten Nutzung möglich, ohne dass 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan ein 
Änderungsverfahren durchlaufen muss.

Nutzungsart Wohnen 1 und 2

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Die zulässige Nutzungsart wird auf Grund-
lage des Vorhaben- und Erschließungspla-
nes definiert (bei der Erstellung von vorha-
benbezogenen Bebauungsplänen besteht 
gem. § 12 Abs. 3 BauGB keine Bindung an 
den abschließenden Festsetzungskatalog 
des § 9 BauGB).

Zentrales Anliegen dieses Bebauungsplanes 
ist das Schaffen der planungsrechtlichen 

Voraussetzungen zur Ausweisung von 
Wohnbauflächen. 

Es soll ein Gebiet entwickelt werden, das in 
Anlehnung an ein Allgemeines Wohngebiet 
vorwiegend dem Wohnen dient. Weiterhin 
sind an diesem Standort vereinzelt das 
Wohnen ergänzende und mit dem Wohnen 
verträgliche Nutzungsarten denkbar (z.B. 
nicht störende Dienstleister und sonstige 
Gewerbebetriebe, freiberufliche Nutzun-
gen).

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

3.4 GESCHOSSFLÄCHENZAHL 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan. 

Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird analog § 9 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 BauNVO und § 20 BauNVO 
mit GFZ 0,4 im Teilgebiet 1 und mit GFZ 0,8 im Teilgebiet 
2 festgesetzt. 

4. BAUWEISE
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Es wird eine offene Bauweise festgesetzt. In der offenen 
Bauweise sind die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand 
zu errichten. 

Innerhalb des Geltungsbereiches sind nur Einzelhäuser 
zulässig.

5. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Analog § 23 Abs. 3 BauNVO dürfen 
Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht über-
schreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb des im 
Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes zu errichten. 
Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß 
kann zugelassen werden.

In den mit A bezeichneten überbaubaren Grundstücksfl ächen 
innerhalb des Teilgebietes 2 ist das Gebäude zu errichten. In 
den mit B bezeichneten überbaubaren Grundstücksfl ächen 
innerhalb des Teilgebietes 2 sind weitere untergeordnete 
Gebäudeteile zulässig.

Innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen (§ 14 
BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem 
Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des Baugebietes 
selbst dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen. 
Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 BauNVO gelten entspre-
chend.

(s. ergänzend auch Festsetzung der Flächen für Stellplätze, 
Carports und Garagen analog § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

6. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE, CARPORTS UND 
GARAGEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan. Carports und Garagen sind ausschließlich inner-
halb der Flächen für Garagen und Carports und innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksfl ächen zulässig. 

Stellplätze sind zusätzlich auch zwischen der Verkehrsfl äche 
besonderer Zweckbestimmung und dem Baufenster bzw. 
zwischen der Verkehrsfl äche besonderer Zweckbestimmung 
und der Fläche für Garagen und Carports zulässig. 

Je Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze nachzuweisen. 

7. HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN JE 
WOHNGEBÄUDE
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB

Siehe Plan. Es sind maximal 2 Wohneinheiten je 
Wohngebäude  zulässig. 

8. VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan. 

Mischverkehrsfläche: Die zur Erschließung der 
Baugrundstücke dienende Wohnstraße wird als 
Verkehrsfl äche besonderer Zweckbestimmung festgesetzt. 
Der Ausbau der Straße erfolgt als Mischverkehrsfl äche. 
(Breite 6,00 m). 

Fußweg: Ein 1,50 m breiter Fußweg dient der Anbindung 
des Plangebietes an den bestehenden Fußweg südlich des 
Geltungsbereiches.

9. UNTERIRDISCHE HAUPTABWASSERLEITUNG 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan. 

10. UMGRENZUNG DER FLÄCHEN, DIE VON DER 
BEBAUUNG FREIZUHALTEN SIND BZW. BEI 
DENEN BESONDERE VORKEHRUNGEN ZU TREF-
FEN SIND; HIER: 3 METER SCHUTZABSTAND 
ABWASSERLEITUNG 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB

Die Hauptabwasserleitung darf nicht überbaut werden. Die 
Breite des Schutzstreifens beträgt 6,0 m, d.h. jeweils 3,0 m 
rechts und links der Trassenachse.

11. MIT LEITUNGSRECHT ZU BELASTENDE 
FLÄCHEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB

Siehe Plan. 

Der dafür vorgesehene Bereich ist mit einem Leitungsrecht 
zugunsten des zuständigen Entsorgungsträgers zu belasten.

Innerhalb dieses Bereiches muss die Zugänglichkeit gewähr-
leistet sein.

12.  ANPFLANZEN UND ERHALTEN VON 
BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN

 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 25 A,B BAUGB

Siehe Plan. 

Die nicht überbauten Grundstücksfl ächen sind zu begrünen 
und gärtnerisch zu gestalten. 

Artenliste:
Es werden folgende Arten für die Gehölzverwendung 
(Hochstämme) vorgeschlagen:

• Platane (Platanus acerifolie)
• Spitzahorn (Acer platanoides)
• Stieleiche (Quercus robur)
• Bergahorn (Acer pseudoplatanus)
• Hainbuche (Carpinus betulus), Säulenhainbuche 

(Carpinus betulus fastigiata)
• Winterlinde (Tilia cordata)

Entlang der Straßenverkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung bzw. auf den Privatgrundstücken sind an 
den dafür vorgesehenen Standorten entweder Ebereschen 
(Sorbus aucuparia) / Säulen-Ebereschen (Sorbus aucuparia 
„Fastigiata“) oder Feld-Ahorn (Acer campestre „Elsrijk“) 
mit einer Mindestqualität von 4-mal verpfl anzt, m.Db., 
mind. 18-20 cm Stammumfang (StU) gemessen in 1 m 
Höhe, anzupfl anzen. 

Pro Baumstandort ist in Anlehnung an die Maßgabe 
der FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung 
Landschaftsbau e.V., Bonn) eine offene, dauerhaft was-
ser- und luftdurchlässige Fläche von mindestens 6 m2 
Grundfl äche und 12 m3 Gesamtvolumen vorzuhalten.

Erfolgte Anpfl anzungen und deren dauerhafte Pfl ege unter-
liegen der Bindung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB.

13. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
ANALOG § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

1.  BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
§ 12 ABS. 3A BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 2 BAUGB

Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB wird unter Anwendung 
des § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzt, dass im Rahmen der 
festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig 
sind, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag verpfl ichtet.

2. NUTZUNGSART WOHNEN 1 UND 2
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB

Siehe Plan.

Zulässig ist Wohnnutzung im Sinne eines Allgemeinen
Wohngebietes der BauNVO. 

Es sind alle Nutzung des § 4 BauNVO zulässig (inkl. Räume 
/ Gebäude für freie Berufe), mit Ausnahme von Schank- 
und Speisewirtschaften, Anlagen für kirchliche, kulturelle 
und sportliche Zwecke sowie Gartenbaubetrieben und 
Tankstellen. 

3. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

3.1 GRUNDFLÄCHENZAHL 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan. 

Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind die Grundfl ächen 
von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfl äche, 

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen. 

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festgesetzte GRZ 
durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, durch 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche 
Anlagen unterhalb der Geländeoberfl äche, durch die das 
Baugrundstück lediglich unterbaut wird, (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 
bis 3 BauNVO) insgesamt bis zu einer Höhe von GRZ 0,6 
überschritten werden.

3.2 HÖHE BAULICHER ANLAGEN 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan. Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maxi-
male Höhe ist die Oberkante der baulichen und sonstigen 
Anlagen (Gebäudeoberkante, Attika, etc.).

Unterer Bezugspunkt für die maximale Höhe baulicher und 
sonstiger Anlagen ist die Oberkante der Erschließungsstraße 
gemessen an der straßenseitigen Gebäudemitte. 

3.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan. 

Die Zahl der Vollgeschosse wird analog § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 BauNVO im Teilgebiet 1 als Höchstmaß 
und im Teilgebiet 2 als zwingend zu realisierend festgesetzt. 

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (ANALOG § 9 BAUGB + BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzungen 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gelten u.a. fol-
gende Gesetze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 
2015 (BGBl. I S. 1722).

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. 
Juni 2013 (BGBl. I S. 1548).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenver-
ordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. I 
S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 15. Juli 2015 (Amtsbl. I 
S. 632).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bun-
desnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 421 
der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 
1474).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saarland 
- Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - vom 05. 
April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 13. Oktober 2015 (Amtsbl. I S. 
790).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) (Art. 1 
des Gesetzes Nr. 1554 zur Neuordnung des saarländi-
schen Denkmalrechts) vom 19. Mai 2004 (Amtsbl. S. 
1498), zuletzt geändert durch das Gesetzes vom 13. 
Oktober 2015 (Amtsblatt I S. 790).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 3. Dezember 2013 (Amtsbl. I 2014 S. 
2).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes (KSVG) 
des Saarlandes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 17. Juni 2015 (Amtsbl. I S. 
376).

• Satzung zum Schutz von Bäumen in der Kreisstadt 
Saarlouis (Baumschutzsatzung) vom 30.03.1995, in 
Kraft getreten am 01.01.2001, Art. 13 der Euro-An-
passungssatzung vom 27.09.2001, in Kraft getreten 
am 01.01.2002.

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 101 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. Die Vor-
schriften des § 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, von der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der An-
gabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der zusammen-
fassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und 
Erörterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzumtriebsplanta-
gen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der 
Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock zu setzen.

• Im Bereich Neuforweiler sind Sandmagerrasen nachgewiesen, die zu den gem. § 30 BNatSchG gesetzlich geschütz-
ten Biotopen gehören. Weiterhin können auf Brachen auf Grund des Auftretens von temporären Klein- und Kleinstge-
wässern Amphibien bzw. deren Laich und Larvalstadien vorkommen. Daher sollte eine Begutachtung der zu überbau-
enden Flächen im Vorfeld der Maßnahmen durch einen qualifizierten Vegetationskundler bzw. einen entsprechenden 
Fachgutachter erfolgen. Im Falle positiver Nachweise ist das LUA in seiner Funktion als Untere Naturschutzbehörde 
(Fachbereich 3.1) zur Abstimmung ggf. erforderlicher Schutzmaßnahmen zu informieren.

• Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. Auf die An-
zeigepflicht und das befristete Veränderungsverbot bei Bodenfunden gem. § 12 SDSchG wird hingewiesen.

• Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt oder ergeben sich bei späteren Bauvorhaben 
Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches Bodenschutzgesetz 
(SBodSchG) die Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz als Untere Bodenschutzbehörde zu in-
formieren.

• Die Satzung zum Schutz von Bäumen in der Kreisstadt Saarlouis (Baumschutzsatzung) ist zu beachten.

• Im Plangebiet liegen keine konkreten Hinweise auf mögliche Kampfmittel vor. Sollten wider Erwarten Kampfmittel 
gefunden werden (Zufallsfunde), so ist über die zuständige Polizeidienststelle der Kampfmittelbeseitigungsdienst un-
verzüglich zu verständigen.

• Der Geltungsbereich befindet sich im Bereich eines ehemaligen Eisenerzfeldes. Aus den Unterlagen des Oberbergam-
tes geht nicht hervor, ob diesbezüglich unter dem Gebiet Bergbau umgegangen ist. Bei Ausschachtungsarbeiten ist 
auf Anzeichen von altem Bergbau zu achten und ggf. Mitteilung beim Oberbergamt des Saarlandes zu machen.

HINWEISE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)

• Das Plangebiet ist im Trennsystem zu entwässern.
• Schmutzwasser ist über einen Schmutzwasserkanal in den bestehenden Mischwasserkanal einzuleiten.
• Anfallendes Regenwasser ist in einer unterirdischen Zisterne auf dem Privatgrundstück zu speichern und gedros-

selt über einen Regenwasserkanal in den bestehenden Mischwasserkanal abzugeben. Für die Bemessung der 
Zisternen wird festgesetzt: Pro Baugrundstück ist der Umfang der überbauten und versiegelten Fläche, von der das 
Niederschlagswasser in den Auffangbehälter abgeleitet wird, im Verhältnis von 20 m2 je m3 Fassungsvermögen des 
Behälters auszuführen. 

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

• Dacheindeckung: Dacheindeckungen in glänzenden refl ektierenden Materialien sind unzulässig. Die Installation von 
Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachfl ächen ist zulässig.

• Fassadengestaltung: Für die Gestaltung der Fassaden sind nur glatter oder feinstrukturierter Putz, Sichtmauerwerk, 
unpolierter Naturstein und Holzverkleidungen zulässig. Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/refl ek-
tierenden Materialien und Keramikplatten. Ausnahmsweise sind auch andere Materialien zulässig.

• Fassaden und Dachfl ächen der Wohngebäude können zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung und Verbesserung 
des Mikroklimas begrünt werden.

• Einfriedungen: Als Einfriedung können Hecken oder sonstige offene Einfriedungen verwendet werden (geschlossene 
Mauern, etc. sind unzulässig). Einfriedungen der Grundstücke dürfen eine Höhe von max. 1,50 m nicht überschreiten.

• Mülltonnen sind entweder in Schränken einzubauen oder sichtgeschützt aufzustellen. 

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

VERFAHRENSVERMERKE
• Die Vorhabenträgerin, die F+B Bauträger GmbH, hat 

mit Schreiben vom 06.06.2016 die Einleitung eines 
Satzungsverfahrens nach § 12 BauGB beantragt.

• Der Stadtrat der Kreisstadt Saarlouis hat am 
07.07.2016 die Einleitung des Verfahrens zur Auf-
stellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
„Wohnbebauung südlich der St. Avolder Straße“ be-
schlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen vorhabenbezogenen Be bau-
ungs plan aufzustellen, wurde am 13.07.2016 ortsüb-
lich bekanntgemacht (§ 2 Abs.1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes gelegenen Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen 
und Bezeichnungen mit dem Liegen schaftskataster 
übereinstimmen.

• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird gem. 
§ 13a BauGB (Bebauungspläne der Innenentwick-
lung) im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Gem. 
§ 13a Abs. 3 und 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
nicht durchgeführt.

• Der Stadtrat der Kreisstadt Saarlouis hat in seiner Sit-
zung am 07.07.2016 den Entwurf gebilligt und die öf-
fentliche Auslegung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes „Wohnbebauung südlich der St. Avolder 
Straße“ beschlossen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 
BauGB).

• Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung, hat in der 
Zeit vom 21.07.2016 bis einschließlich 22.08.2016 
öffentlich ausgelegen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 
BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hin-
weis, dass Stellungnahmen während der Auslegungs-
frist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift 
abgegeben werden können, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschluss-
fassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt 
bleiben können, ein Antrag nach § 47 der Verwal-
tungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom An-
tragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder ver-
spätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können, am 13.07.2016 ortsüblich 
bekannt gemacht (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 
BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom 11.07.2016 von der Auslegung be-
nachrichtigt (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 
und § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen 
wurde eine Frist bis zum 22.08.2016 zur Stellung-
nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen seitens 
der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, der Nachbargemeinden sowie der Bürger 

Anregungen und Stellungnahmen ein. Die Abwägung 
der vorgebrachten Bedenken und Anregungen erfolgte 
durch den Stadtrat am 16.02.2017. Das Ergebnis 
wurde denjenigen, die Anregungen und Stellungnah-
men vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 
BauGB). 

• Der Stadtrat hat am 16.02.2017 den vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan „Wohnbebauung südlich der 
St. Avolder Straße“ als Satzung beschlossen (§ 10 
Abs. 1 BauGB). Der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan besteht aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 
Textteil (Teil B) sowie der Begründung.

• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
„Wohnbebauung südlich der St. Avolder Straße“ wird 
hiermit als Satzung ausgefertigt.

Saarlouis, den __.__.____

Der Oberbürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am 22.02.2017 ortsüb-
lich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). In dieser 
Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit der Einsicht-
nahme, die Voraussetzungen für die Geltendmachung 
der Verletzung von Vorschriften sowie auf die Rechts-
folgen der §§ 214, 215 BauGB und auf die Rechtsfol-
gen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhabenbezo-
gene Bebauungsplan „Wohnbebauung südlich der St. 
Avolder Straße“, bestehend aus der Plan zeich nung 
(Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Begrün-
dung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

Saarlouis, den __.__.____

Der Oberbürgermeister

Bearbeitet im Auftrag der
F+B Bauträger GmbH
Viezstraße 2
66663 Merzig

Stand der Planung: 04.11.2016 
SATZUNG

Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH

Kirchenstraße 12 · 66557 Illingen
Tel: 0 68 25 - 4 04 10 70 
email: info@kernplan.de

Geschäftsführer: 
Dipl.-Ing. Hugo Kern
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TEIL A: PLANZEICHNUNG

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT
Stand Katastergrundlage 29.04.2016

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen 
wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte 
auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte 
Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten 
(Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter 
diesem Gesichtspunkt zu beurteilen. (Quelle: LVGL); Digitale Kartengrundlage: Landesamt für Vermessung, Geoinformation und Landentwicklung.
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Die Umgebung dient ebenfalls überwie-
gend dem Wohnen und als Standort von 
Nutzungen, die das Wohnen nicht wesent-
lich stören. Dem Ziel der Intensivierung der 
Wohnnutzung wird Rechnung getragen. Die 
Festsetzung hat auch nachbarschützenden 
Charakter, so dass bauplanungsrechtlich 
nicht von gegenseitigen Beeinträchtigun-
gen auszugehen und durch den Verord-
nungsgeber die Sicherung gesunder Wohn-
verhältnisse gewahrt ist.

Allerdings sind nicht alle Nutzungen des 
Kataloges des Allgemeinen Wohngebietes 
an diesem Standort realisierungsfähig, so 
sind Schank- und Speisewirtschaften, Gar-
tenbaubetriebe und Tankstellen nicht ge-
wünscht. Um nachteilige Auswirkungen auf 
den Verkehrsfluss in der St. Avolder Straße 
zu vermeiden und aufgrund der Erschlie-
ßungssituation mit der Lage in der zweiten 
Reihe werden diese Nutzungen für unzuläs-
sig erklärt. Insbesondere Tankstellen haben 
üblicherweise ein erhöhtes Verkehrsauf-
kommen und sind auf eine gute Erreichbar-
keit angewiesen. Auch dem üblicherweise 
erhöhten Flächenbedarf und den baulichen 
Anforderungen dieser Nutzungen kann an 
diesem Standort nicht Rechnung getragen 
werden. Gartenbaubetriebe und Tankstellen 
sind darüber hinaus gestalterisch nur 
schwer zu integrieren. Darüber hinaus sol-
len Anlagen für kirchliche, kulturelle und 
sportliche Zwecke unzulässig sein, da diese 
überwiegend öffentliche Aufgaben erfüllen 
und an zentralen Stellen im Stadtgebiet 
konzentriert werden sollen. Auch aus Grün-
den der Erschließungssituation sind diese 
Nutzungen hier nicht gewünscht.  

An anderer Stelle im Stadtgebiet sind aus-
reichend Flächen bzw. geeignetere Standor-
te für die ausgeschlossenen Nutzungen vor-
handen.

Maß der baulichen Nutzung

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 
- 21a BauNVO

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl analog §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-

währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die Festsetzung einer GRZ von 0,4 ent-
spricht gemäß § 17 BauNVO der Bemes-
sungsobergrenze für die bauliche Nutzung 
in Allgemeinen Wohngebieten. Der Grad 
der hierdurch entstehenden Grundstücks-
bebauung ist an die abseits der ersten Rei-
he der St. Avolder Straße überwiegende Ein-
familienhausbebauung angepasst, wodurch 
eine optimale Auslastung der Grundstücke 
bei geringer Verdichtung geschaffen wird. 
Die entstehende Grundstücksbebauung 
lässt auf den Grundstücken so ausreichend 
Freiflächen für eine Durchgrünung. Weiter-
hin wird ein sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden sichergestellt.

Höhe baulicher Anlagen

Ergänzend zur Festsetzung der Zahl der 
Vollgeschosse wird die Höhenentwicklung 
im Plangebiet über die Höhe baulicher Anla-
gen exakt geregelt und so auf eine absolu-
te Maximale begrenzt.

Die festgesetzte Höhe orientiert sich am 
städtebaulichen Konzept und berücksichtigt 
auch die Höhe der bestehenden Umge-
bungsbebauung. 

Mit der Definition der Höhe der baulichen 
Anlage wird das Ziel verfolgt, die Errichtung 
überdimensionierter Baukörper im Vergleich 
zur umgebenden Bebauung zu verhindern 
und eine angemessene Integration ohne 
Beeinträchtigung des Stadt- und 
Landschaftsbildes zu erreichen. 

Mit der gewählten Höhe der baulichen An-
lagen ist auch gewährleistet, dass ein 
potenzielles Dachgeschoss auf den zulässi-
gen Vollgeschossen das angestrebte Einfü-
gen des Baukörpers in die Umgebung nicht 
gefährdet und die gewünschte Höhenstaf-
felung planungsrechtlich festgeschrieben 
wird. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind analog § 18 BauNVO eindeu-
tige Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Zahl der Vollgeschosse

Analog § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Voll-
geschosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Mit der Beschränkung der Zahl der Vollge-
schosse wird das Ziel verfolgt, die Errich-
tung höhenmäßig überdimensionierter Bau-
körper im Vergleich zur Umgebung zu unter-
binden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich 
ebenfalls am städtebaulichen Konzept so-
wie am Gebäudebestand der Umgebungs-
bebauung von St. Avolder Straße (überwie-
gend zwei Vollgeschosse) und Wadgasser 
Straße (ein bis zwei Vollgeschosse).

Zur Schaffung eines homogenen Erschei-
nungsbildes bezüglich der Höhe der Wohn-
gebäude des neuen Quartieres bei gleich-
zeitiger Gewährleistung einer gewissen Fle-
xibilität für künftige Bauwillige wurde die 
Zahl der Vollgeschosse je nach Straßenseite  
unterschiedlich festgesetzt (analog zur Hö-
he baulicher Anlagen). Auf der östlichen 
Straßenseite sind zwei Vollgeschosse als 
zwingend festgesetzt, auf der westlichen 
Straßenseite ist ein Vollgeschoss möglich. 
Dies gewährleistet zusammen mit der fest-
gesetzten Höhe die Staffelung der Bebau-
ung. 

Geschossflächenzahl (GFZ)

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §16 
Abs. 2 BauNVO und § 20 BauNVO

Auch mit der Festsetzung der Geschossflä-
chenzahl kann eine mögliche, mit einer 
Überdimensionierung der Baukörper ver-
bundene Beeinträchtigung des Stadtbildes 
vermieden werden. Somit kann dem Entste-
hen von Fremdkörpern entgegengewirkt 
werden. Die GFZ wird entsprechend der 
Zahl der Vollgeschosse gewählt.

Bauweise

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Die Festsetzung der offenen Bauweise er-
möglicht eine aufgelockerte Bebauung und 
entspricht im Wesentlichen der Baustruktur 
der Wadgasser Straße sowie der übrigen 
Bebauung des Stadtteils abseits der vor-
dersten Reihe der Ortsdurchfahrt. 
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Überbaubare und nicht 
überbaubare Grundstücksflä-
chen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze analog § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht bzw. allenfalls in geringfügigem 
Maß überschritten werden darf.

Die Baufenster orientieren sich an der städ-
tebaulichen Konzeption der geplanten Be-
bauung und wurden so angelegt, dass aus-
reichend Abstände zwischen den Baukör-
pern gewährleistet sind. Die öffentlich-
rechtlichen geforderten Abstandsflächen 
nach LBO zwischen den Gebäuden werden 
beachtet. Die Unterteilung der Baufenster 
im Teilbereich 2 dient der Vermeidung der 
unverhältnismäßigen Ausschöpfung der 
Baufenster. Die überbaubare 
Grundstücksfläche für das Gebäude als 
Hauptbaukörper ist vergleichbar mit der 
Fläche auf der gegenüberliegenden Seite 
des Teilbereiches 1. Auf der Restfläche der 
Baufenster innerhalb des Teilbereiches 2 
sind untergeordnete Bauteile zulässig (z.B. 
Wintergarten).

Darüber hinaus wurde die Anordnung der 
Baufenster dementsprechend vorgenom-
men, dass jeweils nördlich der Baufenster 
Flächen für Stellplätze, Carports und Gara-
gen sowie Stellplätze zwischen Baufenster 
und Erschließungsstraße festgesetzt wer-
den können und südlich der Baufenster aus-
reichend Flächen für Begrünung verbleiben, 
wodurch die Sonnenseite und gleichzeitig 
die dem Verkehr der benachbarten Orts-
durchfahrt abgewandte Seite bestmöglich 
ausgenutzt werden kann. 

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sollen in Teilbereichen auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksfläche 
zulässig sein. Damit ist eine zweckmäßige 
Bebauung des Grundstückes mit den erfor-
derlichen Nebenanlagen und Einrichtungen 
sichergestellt, ohne gesondert Baufenster 
ausweisen zu müssen. Näheres dazu ist mit 
der Festsetzung der Flächen für Stellplätze, 
Garagen, etc. geregelt.

Flächen für Stellplätze, Carports 
und Garagen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Flächen für Stellplätze, 
Garagen und Carports dient der Ordnung 
des ruhenden Verkehrs durch ein ausrei-
chendes Stellplatzangebot innerhalb des 
Plangebietes. Die für die geplante Nutzung 
erforderlichen Stellplätze werden aus-
schließlich auf dem Grundstück bereitge-
stellt. Zudem werden Beeinträchtigungen 
der bereits bestehenden Bebauung in der 
Nachbarschaft des Plangebietes vermieden 
(Parksuchverkehr etc.). Garagen und Car-
ports sind in den festgesetzten Flächen für 
Garagen und Carports und innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, 
welche sich auf den der Sonne abgewand-
ten, nördlichen Grundstücksseiten befin-
den. Stellplätze sind sowohl auf diesen Flä-
chen sowie zusätzlich vor den Gebäuden / 
Garagen / Carports realisierbar. 

Vorgesehen sind 1,5 Stellplätze je Wohnein-
heit. Der definierte Stellplatzbedarf ist aus 
stadtplanerischer Sicht ausreichend.

Höchstzulässige Zahl der  
Wohnungen je Wohngebäude

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Eine Beschränkung der zulässigen Anzahl 
der Wohnungen auf maximal zwei Wohnun-
gen je Wohngebäude verhindert die Entste-
hung größerer Mehrfamilienhäuser. Für die-
ses Nachfragesegment sollen zwei neue 
Mehrfamilienhäuser im Eingangsbereich 
zum Plangebiet unmittelbar an der St. Avol-
der Straße entstehen, im rückwärtigen Be-
reich sind diese nicht gewünscht. 

Weiterhin kann mit dieser Beschränkung 
ein erhöhtes Verkehrsaufkommen im 
Plangebiet vermieden und gewährleistet 
werden, dass der ruhende Verkehr vollstän-
dig im Plangebiet organisiert werden kann. 

Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung 

Analog § 9 Abs. Nr. 11 BauGB 

Mischverkehrsfläche

Zur internen Erschließung und zur Anbin-
dung des Plangebietes an die St. Avolder 
Straße wird eine Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung festgesetzt. Durch die 

Stichstraßenerschließung wird das Gebiet 
nur von den zukünftigen Anwohnern befah-
ren, Durchgangsverkehr ist nicht möglich. 
Hierdurch ergibt sich eine gesteigerte 
Wohnqualität. Die Straßenbreite von 6 m 
und der Wendehammer am Ende der Stich-
straße mit 18 m Durchmesser erlauben die 
Bedienung des Gebietes durch Müllfahrzeu-
ge etc.. 

Fußweg

Der zur Wadgasser Straße führende be-
stehende Fußweg südlich des Plangebietes  
wird über einen neuen, 1,50 m breiten Fuß-
weg, der ab dem Wendehammer beginnt, 
angeschlossen. 

Unterirdische  
Hauptabwasserleitung

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Der Verlauf der unterirdischen Hauptabwas-
serleitung wird als vorhandene Entsor-
gungsleitung in den Bebauungsplan über-
nommen. Dies gilt insbesondere für jenen 
Leitungsabschnitt, der außerhalb des öf-
fentlichen Straßenraumes gelegen ist, da 
hiervon Privatflächen in Anspruch genom-
men werden bzw. betroffen sind.

Umgrenzung der Flächen, die 
von der Bebauung freizuhalten 
sind bzw. bei denen besondere 
Vorkehrungen zu treffen sind; 
Hier: 3 Meter Schutzabstand 
Abwasserleitung 

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB 

Zum Schutz der Hauptabwasserleitung vor 
Beschädigungen und störenden Eingriffen 
werden entsprechende Schutzflächen fest-
gesetzt.

Die mit Leitungsrechten zu  
belastenden Flächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Die Belastung von Teilen des Plangebietes 
mit Leitungsrechten dient dazu, Entsor-
gungsträgern die Zugänglichkeit der Grund-
stücke zu Wartungs-/Instandhaltungszwe-
cken zu gewährleisten.
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Anpflanzen und Erhalten von 
Bäumen, Sträuchern und  
sonstigen Bepflanzungen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 25 a,b BauGB

Aufgrund der innerörtlichen Lage des 
Wohngebietes in direkter Nachbarschaft zu 
bereits bestehender Wohnbebauung ist die 
hochwertige und qualitätsvolle Ausgestal-
tung der Freiräume von besonderer Bedeu-
tung. 

Daher wird die Begrünung und gärtnerische 
Gestaltung der nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen festgesetzt. Mit der vorge-
nommenen Anordnung der Baufenster so-
wie der Flächen für Stellplätze, Carports 
und Garagen verbleiben hier insbesondere 
auf den südlichen Grundstückshälften aus-
reichend Freiflächen.

Für die Begrünung der privaten Grundstü-
cke wird eine Artenliste vorgeschlagen, die 
den Grundstückseigentümern ausreichend 
Flexibilität lässt. Bei den vorgeschlagenen 
Arten für die Gehölzverwendung handelt es 
sich um standortgerechte einheimische Ar-
ten.

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen zur Errichtung einer Baumallee 
wird die Entwicklung ökologisch hochwerti-
ger Pflanzungen mit Mehrwert für das 
Landschafts- und Stadtbild erzielt. Aus 
Gründen eines homogenen Erscheinungs-
bildes und zur Reduktion des Pflegeauf-
wandes wurde für die Baumallee, im Unter-
schied zu den übrigen privaten Grund-
stücksflächen, auf eine Pflanzliste verzichtet 
und hier die Anpflanzung von entweder 
Säulen-Ebereschen oder Feld-Ahorn vorge-
geben (Einheitlichkeit).

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. §9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landes-
wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung im Umfeld bereits vorhanden und 
weist noch Kapazitäten auf.  

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können analog § 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saar-
ländischen Landesbauordnung (LBO) ge-
stalterische Festsetzungen getroffen wer-
den.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Stadt- und Landschaftsbild, denn 
gerade aufgrund der direkten Nachbar-
schaft zu bestehender Wohnbebauung in 
der St. Avolder Straße und Wadgasser Stra-
ße spielt die Gestaltqualität eine besondere 
Rolle. Daher werden entsprechende Festset-
zungen zu Dacheindeckung, Fassadenge-
staltung, Einfriedungen sowie zur Unter-
bringung von Mülltonnen vorgenommen.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein. Weitergehende gestalterische 
Festlegungen können insbesondere auch im 
Durchführungsvertrag getroffen werden.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr städ-
tebauliches Konzept um und entscheidet 
sich für die Berücksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurückstellung der dieser 
Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die unmittelbare Umgebung in der St. Avol-
der Straße und der Wadgasser Straße dient 
ebenfalls überwiegend dem Wohnen bzw. 
als Standort von Nutzungen, die das Woh-
nen nicht wesentlich stören. Gegenseitige 
Beeinträchtigungen dieser Nutzungen sind 
bisher keine bekannt und auch künftig nicht 
zu erwarten. Die in vorderer Reihe an der St. 
Avolder Straße vorgesehenen beiden Mehr-
familienhäuser werden den Verkehrslärm 
der Ortsdurchfahrt vom Wohngebiet ab-
schirmen. 

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich die Wohnnutzung hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
sowie der überbaubaren Grundstücksflä-
chen in die Umgebung und in die direkte 
Nachbarschaft einfügt. Hierdurch wird Kon-
fliktfreiheit gewährleistet. Zusätzlich schlie-
ßen die im Bebauungsplan getroffenen 
Festsetzungen innerhalb des Plangebietes 
jede Form der Nutzung aus, die 
innergebietlich zu Beeinträchtigungen füh-
ren können.

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist auch die Berück-
sichtigung ausreichender Abstände gem. 
Landesbauordnung. Die erforderlichen Ab-
standsflächen werden eingehalten. Somit 
ist eine ausreichende Besonnung und Belüf-
tung der baulichen Anlagen gewährleistet. 
Dies wird durch die Ausrichtung der über-
baubaren Grundstücksflächen, Garagen 
und Terrassen unterstützt.

Der Bebauungsplan kommt der Forderung, 
dass die Bevölkerung bei der Wahrung der 
Grundbedürfnisse gesunde und sichere 
Wohn- und Arbeitsbedingungen vorfindet, 
nach.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung 

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben der Kommune gehört die Schaf-

fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt. 

Das Angebot sollte dabei vielfältig sein und 
den unterschiedlichen Wünschen und Be-
dürfnissen der Bevölkerung Rechnung tra-
gen. Der vorliegende Bebauungsplan 
kommt dieser Forderung nach. Die bislang 
brachliegende Fläche wird für eine Neuent-
wicklung bereit gestellt. Zwar wird durch 
den vorliegenden Bebauungsplan mit Einfa-
milienhäusern nur eine einzige Angebots-
form geschaffen, doch sollen unabhängig 
hiervon nördlich der Einfamilienhäuser in 
erster Reihe der St. Avolder Straße auch 
neue Mehrfamilienhäuser entstehen. Zu-
sammen wird ein differenziertes Wohnan-
gebot in integrierter Lage geschaffen.  

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes

Mit der geplanten Bebauung erfolgt die 
Nachverdichtung einer brachliegenden Flä-
che. Ein Eingriff in die freie Landschaft fin-
det nicht statt. 

Die Umgebung ist entlang dieses Bereiches 
der St. Avolder Straße durch teils geschlos-
sene Ein- und Mehrfamilienhausbebauung 
und im Bereich der Wadgasser Straße durch 
freistehende Einfamilienhäuser geprägt. Im 
übrigen schließt südlich ein landwirtschaft-
licher Betrieb sowie Landwirtschaftsfläche 
an. Das Vorhaben rundet den Siedlungskör-
per zur Landwirtschaftsfläche hin ab.

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst, da 
die Dimensionierung der Gebäude eine 
maßvolle Entwicklung ermöglicht.

Die vorgesehenen Einfamilienhäuser wei-
sen maximal II Vollgeschosse auf, sind in 
ihrer Höhe auf eine der Umgebung ange-
passte Maximale begrenzt und fügen sich 
somit in die Umgebung ein. Die festgesetz-
te Gebäudetypologie knüpft an die in der 
Nachbarschaft vorherrschende Bebauung 
an und gewährleistet so einen harmoni-
schen Übergang zwischen Bestandsbebau-
ung und Neubebauung.

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Die Eingrünungen des Plangebietes tragen 
darüber hinaus dazu bei, einen harmoni-
schen Übergang in die Landschaft zu schaf-
fen und keine negativen Auswirkungen auf 
das Ortsbild entstehen zu lassen. 

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei der Planung handelt es sich um die Ent-
wicklung einer extensiv bewirtschafteten 
Gartenfläche.

Aufgrund der Vorbelastungen, resultierend 
aus der zentralen Lage, der Lage an der 
Landstraße sowie der Bewegungsunruhe in 
der direkten Umgebung, finden über das 
bisherige Maß hinausgehende relevante 
Eingriffe in Natur und Landschaft nur in ge-
ringem Maße statt. Die potenziellen Auswir-
kungen auf umweltschützende Belange 
sind gering.

Aufgrund der bestehenden Vorbelastungen 
sind die Lebensraumstrukturen des Plange-
bietes und der näheren Umgebung stark 
eingeschränkt, sodass der Geltungsbereich 
aktuell nur eine geringe ökologische Wer-
tigkeit für Tiere und Pflanzen hat. Auch hin-
sichtlich der Arten und Biotope sowie der 
biologischen Vielfalt ist der Geltungsbereich 
nicht besonders hochwertig und deutlich 
beeinträchtigt. Das Gebiet hat keine beson-
dere naturschutzfachliche oder ökologische 
Bedeutung. Von dem Planvorhaben sind 
keine gesetzlich geschützten Biotope, 
FFH-Lebensraumtypen und bestandsgefähr-
deten Biotoptypen oder Tier- und Pflanzen-
arten betroffen. Es kommen ebenfalls keine 
Tier- oder Pflanzenarten mit besonderem 
Schutzstatus vor, sodass dem geplanten 
Wohngebiet auch keine artenschutzrechtli-
chen Belange entgegenstehen. Gebiete von 
gemeinschaftlicher Bedeutung sind nicht 
betroffen.

Im Übrigen gelten gem. § 13 a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des Be-
bauungsplanes zu erwarten sind, als vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt. Ein Aus-
gleich ist nicht erforderlich.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Mit der Realisierung der geplanten Einfami-
lienhäuser wird es zu einem sehr geringfü-
gigen Anstieg des Verkehrsaufkommens 
kommen. Da es sich um einen Erschlie-
ßungsstich handelt, ist der Verkehr lediglich 
auf Anwohner beschränkt. 

Der ruhende Verkehr wird komplett auf den 
Grundstücken geordnet. Dies trägt dazu 
bei, dass ruhender Verkehr und Parksuch-
verkehr auf den angrenzenden Straßen des 
Plangebietes vermieden wird.

Nachteilige Auswirkungen können somit 
aufgrund des geringeren Anteils zu erwar-
tenden motorisierten Individualverkehrs 
ausgeschlossen werden. 

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in unmittelbarer 
Umgebung des Plangebietes vorhanden. 

Unter Beachtung der Kapazitäten und der 
getroffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt. Die bestehende Abwasserlei-
tung wird gesichert.

Auswirkungen auf Belange des Kli-
mas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zwar zu neuen Versiege-
lungen; aufgrund des überschaubaren Flä-
chenumfangs können negative Auswirkun-
gen auf die Belange des Klimas jedoch aus-
geschlossen werden.

Auswirkungen auf private Belange

Mit der vorliegenden Planung wird dem pri-
vaten Grundstückseigentümer, dem Vorha-
benträger, Baurecht zugestanden. 

Durch die Planung ergeben sich demnach 
für den Grundstückseigentümer keine nega-
tiven Folgen. Auch mögliche nachteilige 
Auswirkungen auf die angrenzende Wohn-
nutzung sind nicht zu erwarten, da auch der 
zu entwickelnde Standort künftig dem Woh-
nen dienen wird und somit verträglich ist. 
Ausreichend Abstände zu den Nachbarn 
sind gewährleistet. Zum anderen wurden 
entsprechende Festsetzungen getroffen, um 
das harmonische Einfügen in den Bestand 
zu sichern (vgl. vorangegangene Ausführun-
gen).

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Revitalisierung einer Brachfläche im 
Sinne der Innenentwicklung, Arrondie-
rung des Siedlungskörpers

•	 Mit der Erweiterung des Angebotes an 
Wohnbauplätzen für Einfamilienhäuser 
wird die Kreisstadt der bestehenden 
Nachfrage gerecht

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild, Neubebau-
ung fügt sich harmonisch in die Umge-
bung ein, Störungen und Beeinträchti-
gungen der Planung auf die 
Umgebungsnutzung können ausge-
schlossen werden; ebenso verhält es 
sich umgekehrt

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs, Ordnung des ru-
henden Verkehrs auf den Grundstücken

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes wurden die 
zu beachtenden Belange in ihrer Gesamt-
heit untereinander und gegeneinander ab-
gewogen. Aufgrund der genannten Argu-
mente, die für die Planung sprechen, kommt 
die Kreisstadt zu dem Ergebnis, dass der 
Umsetzung der Planung nichts entgegen-
steht.
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Flächenbilanz

Bezeichnung Fläche (gerundet)

Nutzungsart Wohnen 6.010 m2

	 davon überbaubare Grundstücksfläche 1.910 m2

	 davon Flächen für Carports und Garagen 370 m2

Verkehrsfläche 1.020 m2

Gesamt (Geltungsbereich) ca. 6.170 m2

Saarlouis, den __.__.____

_________________________

Der Oberbürgermeister


